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NACHRICHTEN

Zivilsteuergesetz auf Achse
Unser Zivilsteuergesetz wird von anderen Friedensgruppen manchmal als „Schmalspurthema“ wahrge-

nommen. So, wie wenn man eine politische Partei für nur einen Programmpunkt gründen wollte. Ja, wir

haben nur ein Thema – aber das geht an die Wurzel allen Übels: die Finanzierung von Krieg. Das Ur-Übel

der Menschheit, für das enorme Opfer gebracht wurden und werden, und das immer wirtschaftlich moti-

viert war und ist, wie ideologisch das auch vertuscht wurde. Heute braucht es die Vertuschung nicht mehr;

die Hintergründe sind immer offen-sichtlicher geworden.

Viele Menschen merken nicht, wie sie

durch ihre Steuerzahlungen darin ver-

strickt sind, weil das Zahlen von Steuern

zwar als lästig, aber auch als normal emp-

funden wird. Welcher Teil davon ans Mili-

tär geht, ist den meisten gar nicht be-

wusst. Militär gibt es nun mal, das gehört

dazu. Wie ein unausrottbares Virus, das

nun auch die Grünen angesteckt hat in

ihrem Streben, 2021 an die Regierung zu

kommen – Annalena Baerbock will sich für

robuste europäische Militäreinsätze stark

machen und keine Abkehr von den USA

(SZ vom 30.11.2020).

Große Bitte: Wenn Sie Internetzugang haben, bitten wir Sie, sich zu überlegen, ob Sie unsere Frie-

denssteuer Nachrichten als Mailanhang empfangen bzw. auf unserer Webseite lesen möchten (bitte melden

an brammer@friedenssteuer.de). Das würde unsere knappe Kasse schonen, weil Druck + Porto pro Heft ca.

2,50 € kosten. Auf jeden Fall bekommen Sie die Hefte, wenn erwünscht, weiterhin auch per Papierpost. Wenn

Sie uns ansonsten unterstützen wollen, freuen wir uns immer über eine Spende auf unser Konto (s. Rückseite).

Die Einführung eines Zivilsteuergesetzes würde bald zeigen: So schmalspurig ist das Thema gar nicht. Denn je

mehr Steuergeld dem Militär entzogen würde, umso mehr Geld bekämen z.B. die wichtigen Bereiche Gesundheit,

Klima- und Naturschutz, Bildung usw.. Selbst im Schatten von COVID-19, wo die Unterfinanzierung des Gesund-

heitsbereichs deutlich wurde, bekommt Frau Kramp-Karrenbauer ohne weiteres noch einmal 5,5 Mrd. Euro für

2021 dazu, damit Zerstörung auch künftig glatt laufen – nein: fliegen – kann. Ist das nicht eigenartig?

Gleichzeitig verlieren durch die Corona-Maßnahmen viele Menschen ihre wirtschaftliche Lebensgrundlage. Wä-

ren zu deren Hilfe diese Milliarden nicht besser verwendet? Oder sollen wir ihnen sagen: Gehen Sie doch zum

Militär, da haben Sie finanzielle Sicherheit?

Wie bekommen wir unser „Schmalspurthema“ nun auf das breite Gleis, für das es gedacht ist? Erstens: Durch

Einbettung in das Szenario Sicherheit neu denken. Das Szenario ist nicht neu; wir berichteten schon in den Heften

57 und 58. Es ist ein fortlaufender Prozess – s. Seite 7. Helfen Sie uns mit, an der Verbreitung mitzuwirken? Zwei-

tens: Durch Zusammenarbeit mit Mehr Demokratie e.V., wo wir als Verein und wo einige unserer Aktiven auch

privat Mitglied sind – s. Seite 7. Da gibt es eine interessante Aktion! Und eine dritte Möglichkeit, für unser Thema

Aufmerksamkeit zu wecken, sind Aktionen Zivilen Ungehorsams. Wir rufen nicht dazu auf, denn das ist nicht Ziel

unserer Vereinssatzung und auch nicht jedermanns Sache. Wir berichten über Privataktionen – s. Seite 4. Gute

Lektüre wünscht

Gertie Brammer, Karwitz

5.12.20 in Kiel.

Jan Birk von unserem

Netzwerk mit anderen Gruppen in Aktion, s. Seite 6.
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Wir sind Menschen, die es nicht mit ihrem

Gewissen in Übereinstimmung bringen

können, Steuern zu zahlen, die für Militär,

Rüstung und Krieg verwendet werden. Wir

wollen nicht weniger Steuern zahlen, son-

dern das Recht bekommen, zwischen Mili-

tärsteuer und Zivilsteuer zu wählen. Unsere

zentrale Erklärung lautet:

„Ich trete für eine gesetzliche Regelung

ein, nach der niemand gegen sein Ge-

wissen gezwungen werden darf, durch

Steuern und Abgaben zur Finanzierung

von Militär und Rüstung beizutragen.

Stattdessen ist die Verwendung dieser

Zahlungen für zivile Aufgaben sicherzu-

stellen.“

WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN

Wir haben ein Zivilsteuergesetz formuliert. Dazu gibt es zwei fachjuristi-

sche Gutachten (von zwei Uni-Professoren). Auch ein dritter Professor –

für Öffentliches Recht an der Freie Universität Freiburg – bescheinigte uns

die Unbedenklichkeit bezüglich der Einführung dieses Zivilsteuergesetzes,

weil juristisch zu 100% in Ordnung. Es kommt nur auf den politischen Wil-

len an. Mit diesen Texten machen wir Lobbyarbeit bei Bundestagsabge-

ordneten. Wir machen Öffentlichkeitsarbeit und führen Militärsteuer-

Verweigerungsprozesse, bis das Zivilsteuergesetz beschlossen und um-

gesetzt ist.

Schwesterorganisationen in vielen Ländern verfolgen dieses Ziel eben-

falls. Unsere internationale gemeinnützige NRO Conscience and Peace

Tax International / CPTI mit Sitz in London hat beratenden Status beim

Wirtschafts- und Sozialrat der UNO (ECOSOC). CPTI hat eine ständige

Vertretung bei dem UNO-Menschenrechtsrat in Genf.

Wir werben nicht für Vereinsmitgliedschaft und Beitragszahlungen, son-

dern für aktive Mitwirkung auf verschiedenen Ebenen. Für unsere Arbeit

sind Spenden sehr willkommen.

UNTERSTÜTZERKREIS Mehr über die Unterstützer unter: www.friedenssteuer.de

Jean Ziegler

„Die Arbeit für Frie-

denssteuer ist wichtig

und hochaktuell, ich

unterstütze Ihr Enga-

gement, denn: Ich

glaube an den Auf-

stand des Gewis-

sens.“

Biggi und Franz Alt

„Das Ur-Ethos aller Religionen „Du sollst

nicht töten“ muss erweitert werden durch

das Recht, das Töten nicht durch Steuern

finanzieren zu müssen. Ein Zivilsteuerge-

setz ist eine Frage des Gewissens und des

gesunden Menschenverstandes. Nicht nur

Schwerter, auch Steuern können wir zu

Pflugscharen umrüsten.“

Dr. Markus A. Weingardt

„Gewaltlose Konfliktbearbeitung wird

oft als naiv und weltfremd belächelt,

Militärpolitik gilt als klug und stark.

Damit werden enorme Rüstungaus-

gaben und -lieferungen gerechtfertigt.

Die Wirklichkeit spricht allerdings eine

ganz andere Sprache. Wer ist hier

also weltfremd?!“

Ulrich Duchrow

„Angesichts der Massen-

vernichtungsmittel und der

obszönen Ausgaben für

Rüstung, während Menschen

an Hunger sterben, wünsche

ich dem Netzwerk Friedens-

steuer, eine Massenbewe-

gung zu werden.“

Lutz Krügener

„2 % des BIP für den Verteidigungshaus-

halt hieße zusätzliche Ausgaben von ca.

25 000 Mio. Euro pro Jahr. Diese Summe für

Ziviles eingesetzt könnte in unserem Land

und weit darüber hinaus manche Ungerech-

tigkeit und Umweltzerstörung verhindern.

Deshalb kann ich mich dem Ziel vom Netz-

werk Friedenssteuer gut anschließen!“

Andreas Zumach

„Ich unterstütze die Schaf-

fung einer Zivilsteuer, damit

die dringend erforderlichen

zivilen Instrumente zur

Bearbeitung von Konflikten

endlich in ausreichendem

Umfang finanziert werden

können.“
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• Handzettel „Zivilsteuergesetz und

Klima“

• Faltblatt 5G

Einer der ersten Grünen-Abgeordneten verweigerte

1986 Kriegssteuer (Schwäbisches Tagblatt vom 2.09.1986)

Walter Schwenninger (2010 gestorben), suchte als Kriegssteuer-Verweige-

rer den Dienstleiter des Tübinger Finanzamts, Dr. Fritz Mangold, auf. In ei-

nem Gespräch, für das dieser nur 10 Minuten übrig hatte, forderte Schwen-

ninger, dass er sich nicht nur für die Veranlagung, sondern auch für die

Konflikte der Steuerzahler interessieren sollte. Schließlich gäbe es im Be-

reich des Tübinger Finanzamtes allein rund 4.000 Beschäftigte, die ihr Geld

bei Daimler verdienten, wo auch Rüstungsgüter produziert würden. Ob

Mangold denn nicht im Fernsehen bemerkt hätte, dass die südafrikanische

Polizei von Daimler-Fahrzeugen aus gegen die schwarze Bevölkerung vor-

gehe? Da waren die 10 Minuten auch schon um. „Natürlich werd‘ ich das

zahlen müssen“, sagte Schwenninger hinterher. Seine Steuerschuld belief

sich schon auf über 5.000 DM. Tatsächlich wurde von seinem Konto

zwangsabgebucht – bis auf einen Rest, der dem Sozialhilfesatz entsprach.

Seine Erfahrungen brachte er auf der ersten Internationalen Konferenz in

Tübungen ein. Da ging es u. a. um die Frage, wie sich Kriegssteuerverwei-

gerung juristisch begründen ließe. Das Einführungsreferat hielt die grüne

MdB Petra Kelly.

– Und wo stehen die Grünen jetzt…? (Die Red.)

Mit Konrad Borst kommt hier ein Mit-

streiter der ersten Stunde unserer Inter-

nationalen Konferenzen zu Wort. Seit

1986 dolmetschte er immer wieder eh-

renamtlich für die gute Sache. Gandhi-

begeistert (er war ein Jahr in Indien) und

mit Englisch als Zweit- und Spanisch

als Drittsprache – oder auch Ehefrau-

Sprache (die beiden haben 16 Jahre in

Peru gelebt und dort eine Schule in ei-

nem Armenviertel bei Lima gegründet)

– war er bei unseren Konferenzen der

richtige Mann am richtigen Ort.

Das Friedenssteuer-Thema:

Meine recht alte Verbundenheit damit

Ich war oft bei den Internationalen Friedenssteuertreffen als Dolmetscher tätig,

weil die Sprachmittlung für Englisch und Spanisch mein Beruf ist, und ich das

Thema sehr gut fand und immer noch finde. Ich weiß nicht, wie ich die Triannual

Meetings der War Resisters International / WRI und andere Meetings von den

Friedenssteuertreffen trennen könnte. Ich war eben oft dienstlich unterwegs.

Am Anfang hat mich auf jeden Fall Walter Schwenninger inspiriert, der für

seine Militärsteuerverweigerung eine Geldstrafe von mehreren hundert Mark in

Kauf nahm (s. Kasten unten).

1986 fand die erste Internationale Konferenz statt – in der Stefanuskirche in

Tübingen. Aber das Treffen, das ich als reichhaltigstes in Erinnerung habe, fand

in Washington statt. Hannelore Morgenstern und Brigitte Janus sind mir dort

begegnet, auch die Voigts. Da kamen auch Civil Rights-Vorkämpfer hin. Wir

machten Lobby-Besuche bei US-Representatives! Ein bei keiner Versammlung

in Europa (9 an der Zahl, in vielen verschiedenen Ländern; auch 3x in Deutsch-

land) fehlender Freund war Dr. med. David Bassett, US-Quäker.

Mit Dank sehe ich, dass unsere Friedenssteuer-FreundInnen nicht aufgeben

und unser Verein weiterbesteht.

Auch ich lasse mich weiter anstecken. Als ich vor wenigen Jahren in England

probiert habe, mich körperlich Rüstungstransporten in den Weg zu stellen – eine

m. E. veraltete Widerstandsform – und dafür einige Stunden dort inhaftiert war,

hat mir das nicht geschadet, aber hat es der Sache genützt? Vor mir sehe ich

eine Non-Violence-Größe wie Nárayan Desai, Sohn von Gandhi‘s Sekretär, der

bis ins Alter seinen Broterwerb mit der anstrengenden und Phantasie fordern-

den, dauernden Neuerfindung modernisierter Formen der Gewaltlosigkeit ver-

binden konnte.

Ich gebe nicht auf, mich zu der Friedenssteuer-Minderheit zu bekennen. Uns

halten die Friedenssteuer Nachrichten zusammen.

Konrad Borst, Reutlingen



Friedenssteuer NACHRICHTEN | Nr. 59 | Februar 20214 5Friedenssteuer NACHRICHTEN | Nr. 59 | Februar 2021

Bericht über die Büchelprozesse

Wie im Heft 58 berichtet, kam die „Picknickgruppe“ (5 Frie-

densaktivisten, die auf dem Militärflughafen Büchel zwi-

schen zwei Zäunen stundenlang gepicknickt hatten), am

3. Juni 2020 zu ihrem Prozess vor dem Amtsgericht Co-

chem. Zu unserer großen Überraschung sagte der Richter

nach den ersten zwei Einlassungen, dass er keine Zeit mehr

habe. Die ganze Gruppe sollte noch mal wiederkommen.

Dafür waren viele Menschen aus allen Ecken der Bundesre-

publik umsonst angereist! Die zweite Sitzung fand dann am

19. Juni statt. Natürlich mit weniger UnterstützerInnen,

denn die, welche von weit her kamen, konnten sich nicht so

leicht die Zeit und das Reisegeld erneut leisten. Absicht? Zu

vermuten.

Ergebnis: Die Urteile vom Amtsgericht wurden bestätigt.

Am 24. Juni sollten die 10 von der Go-

In Gruppe vor Gericht erscheinen. Das

ging nun gar nicht mehr – alle wurden

„corona-bedingt“ (?) verschoben. Die

ersten durften noch zu dritt kommen;

die anderen 7 jeweils einzeln. Damit

wurde natürlich die Öffentlichkeits-

wirksamkeit erheblich herunterge-

schraubt. Absicht? Zu vermuten.

Dann wurde der Richter krank und

anschließend musste er auch noch in

Quarantäne. So dass 4 der 7 weiteren

Prozesse nochmals verschoben wur-

den. Seit dem 25.11. laufen die Pro-

zesse nun endlich wieder. Mittlerweile

haben Gertie Brammer, Ria Makein

und Lies Welker den Richter beschäf-

tigt. Pro Woche eine Person. Der Rich-

ter wirkte zuerst offen und interessiert,

dann zunehmend genervt, wohl weil es

immer um die gleiche Sache ging? Die

Urteile blieben Standard: Bestätigung

der Geldstrafen, die nur dem Monats-

einkommen einer jeden Person angepasst wurden – mal

wurde nach unten, mal nach oben korrigiert. Einer der un-

terschiedlichen StaatsanwältInnen überlegte sich zwar Ver-

fahrenseinstellung, blieb dann aber doch beim Standard.

Verfahrenseinstellung wurde auch nicht gewünscht! Entwe-

der Freispruch oder Berufung. Einige haben Berufung ein-

gelegt. Am 8. Februar ist voraussichtlich der Letzte unserer

Gruppe dran: Jan Birk. Auf www.buechel-atombombenfrei.

jimdofree.com > Prozesse, sind viele Berichte zu finden,

auch Einlassungen.

Der Sinn vom Ganzen: Die Hoffnung, irgendwann doch

einmal auf einen Richter zu stoßen, der einsichtig ist und

mutig genug, mit Freispruch einen anderen Weg zu gehen.

Damit würde er möglicherweise seine Karriere gefährden,

oder aber eine richtige Wende in der Justiz einleiten.

Ganz ähnlich unserer Hoffnung bei den Kriegssteuer-

Verweigerungsprozessen!

Die Methode, die wir auf dem Flughafen angewandt ha-

ben, ist ähnlich der Methoden aus dem Widerstand gegen

das geplante Atommüllendlager: in Gorleben das Aufhalten

des Castor-Zuges, in Büchel das Verzögern der Bomber-

Flüge.

Hier wie dort haben die Gerichte sich schwer getan, die

wissenschaftlichen Studien als Beweise für die Richtigkeit

der Proteste anzuerkennen. In Gorleben hat die Wissen-

schaft nach 43 Jahren gewonnen – hoffen wir, dass es ihr

in Büchel in absehbarer Zeit ebenfalls gelingen wird. Genü-

gend Wissenschaftler würden vor Gericht für uns aussagen

– wenn die Beweisanträge nicht standardmäßig vom Tisch

gefegt würden. Die Gerichte wollen keine Gefahr sehen.

Beim Prozess von Lies Welker hat der Richter negative Ge-

richtsgeschichte geschrieben: Er sei der Ansicht, das Vor-

handensein von Atombomben auf einer Air Base sei nichts

anderes als das Vorhandensein einer Schere in einem Haus-

halt. Beide könne man sowohl für nützliche und legale als

auch für kriminelle Handlungen verwenden. Diese Verharm-

losung erinnert fatal an die Aussage von Bundesumweltmi-

nisterin Angela Merkel: „In jeder Küche kann beim Kuchen-

backen mal etwas Backpulver daneben gehen“ in Vergleich

zum havarierten Atomabfallfass in Philippsburg, April 1995.

Am 22. Januar wird in Büchel / Cochem das Inkrafttreten

des Atomwaffenverbotsvertrags an diesem Tag gefeiert,

begleitet von einer kreativen, gewaltfreien Aktion.

Vor dem Amtsgericht Cochem, am 25.11.2020

Links Ariane Dettloff mit ihrem Spruchband, der auf Corona anspielt und rechts

Gertie Brammer mit ihrer Gorleben-Widerstandsmaske

Abzug der Atomwaffen aus Büchel:
Netzwerk-Lobbyarbeit bei Dr. Rolf Mützenich und dem

Verteidigungsausschuss

Nach einem Interview des Tagesspiegel mit Dr. Rolf Mützen-

ich/MdB-SPD (03.05.20) schrieb ich am 19.05.20 an ihn,

denn: „Sie wollen den technischen Teil der nuklearen Teilha-

be, die in Büchel gelagertem US-Atomwaffen, endgültig be-

enden und eine ehrliche, sicherheits-politische Debatte in

Deutschland, Europa und weltweit dazu führen. Das lesen

wir mit Freude und Erleichterung – endlich!“ Ich schrieb pri-

vat, aber erkennbar als Mitglied des Netzwerk Friedenssteu-

er und mit einem Gesprächsangebot über das Zivilsteuerge-

setz (das ich im Brief noch nicht erklärt hatte) – völlig ernst

gemeint; denn ich lebe in seinem Wahlkreis. Ebenfalls Jan

Birk schrieb fast gleichlautend an den SPD-Fraktionsvorsit-

zenden und diesmal auf offiziellem Briefbogen. Ich bekam

eine Bestätigung vom Wahlkreisbüro des Abgeordneten,

nett aber unbefriedigend. Jan Birk bekam gar keine Antwort.

Folglich schickte ich am 06.06.20 eine Mail an die Mitglie-

der des Verteidigungsausschusses mit der Kernforderung:

„…Ich appelliere an Sie, die Atomwaffen aus Büchel endgül-

tig abtransportieren zu lassen und die von Dr. Mützenich an-

geregte Diskussion über nukleare Teilhabe neu aufzuneh-

men...“. Dabei informierte ich knapp über das Zivilsteuerge-

setz als Anliegen unseres Vereins. Auch Wolfgang Steuer hat

an diesen Ausschuss geschrieben. Ich bekam einige Antwor-

ten. Die erste und ausführliche kam von Dr. Eberhard Brecht,

MdB der SPD: „…Diese Waffen haben in den Arsenalen der

Welt nichts verloren. So muss es auch unser Ziel sein, dass

US-amerikanische Atomwaffen aus Deutschland abgezogen

werden. Hierfür gibt es nicht nur Beschlüsse von SPD-Bun-

desparteitagen sondern auch einen solchen des Deutschen

Bundestages….“. Er schaut zurück auf die Friedensdividen-

de und den gesunkenen Militärhaushalt im wiedervereinten

Deutschland bis 2018 auf 1,2 % des BIP. „…Jedoch zer-

platzte dieser Traum aufgrund der russischen Bedrohungs-

politik. …Eine einseitige Kündigung der nuklearen Teilhabe

würde unseren Einfluss auf einen nuklearen Abrüstungs-

prozess nicht stärken, sondern eher schwächen…. Eine uni-

laterale Abrüstung ist ehrenwert; insbesondere aus den Er-

fahrungen des 20. Jahrhunderts mussten wir die Erfahrung

machen, dass sie allenfalls für kleine Staaten realitätstüchtig

ist…“. Die von Mützenich angestoßene Debatte sei wichtig,

um nach dem Scheitern des INF-Vertrages die nukleare Ab-

rüstung endlich wieder zu einem öffentlichen Thema zu ma-

chen.

Kathrin Vogler, Die Linke, antwortete als nächste MdB.

Ihre Partei habe sich von Beginn an gegen die nukleare Teil-

habe der Bundesrepublik ausgesprochen Die Neuanschaf-

fung von Kampfflugzeugen kommentiert sie: „Dieses Be-

schaffungsvorhaben ist sicherheitspolitisch völlig kontrapro-

duktiv und finanziell verheerend angesichts der Herausforde-

rungen der Corona-Krise, deren Ende bis jetzt noch nicht ab-

zusehen ist“ und etwas, das „...den Verhandlungsprozess

zwischen Russland und der NATO weiterhin verbaut…“. Sie

kritisiert die Summe des Geldes und die Verhandlungen hin-

ter verschlossenen Türen von Haushalts- und Verteidigungs-

ausschuss und verweist auf den Fraktionsantrag „...Geld für

das Gesundheitssystem statt für atomwaffentragende

Kampfbomber" einzusetzen, mit dem Letztziel, dass „...die

Bundesrepublik endlich atomwaffenfrei wird“.

Mit der Abgeordneten Katja Keul entwickelte sich sogar

ein Mail-Wechsel. Sie antwortete mir im Namen der AG SiFA

(Sicherheit, Frieden, Abrüstung) der Bundestagsfraktion

Bündnis 90/Die Grünen. „Wir positionieren uns klar gegen

die Beschaffung eines neuen Kampfflugzeuges als Träger-

system für Atomwaffen und fordern den Ausstieg Deutsch-

lands aus der operativen nuklearen Teilhabe der NATO.“ Es

folgen Argumente zur Begründung und der Verweis auf ei-

nen entsprechenden Antrag (Drucksache 19/976): „...In die-

sem Sinn unterstützen wir auch die von Herrn Dr. Mützenich

angeregte Diskussion, müssen aber feststellen, dass sich

die SPD in der Frage nicht einig ist...“. Der 2010 von Union,

SPD, FDP und GRÜNEN in einem gemeinsamen Bundes-

tagsantrag (Drucksache 17/1159) beschlossene und von der

großen Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger befürwortete

Abzug der Atomwaffen aus Deutschland ist längst überfäl-

lig“. Es folgen Begründungen unter verschiedenen Aspekten

der internationalen Politik. Dann geht Frau Keul als Erste

und Einzige auf unser Anliegen ein: „Wir sind der Ansicht,

dass eine Änderung des Zivilsteuergesetzes (gemeint ist

wohl: „Einführung“, denn an eine Änderung des ZstG. denkt

niemand – Red.) nicht der geeignete Weg ist, um die Politik

grundlegend zu ändern. Wir versuchen, die BürgerInnen von

unseren Anliegen zu überzeugen und dadurch die Mehrhei-

ten im Parlament zu ändern. So sehr wir die Diskussion, die

Sie anregen, begrüßen und inhaltlich unterstützen, sehen

wir unsere Möglichkeiten in der parlamentarischen Umset-

zung der Anliegen, die wir ja teilen.“ Ja, was denn nun ge-

nau, fragte ich mich, andere und schließlich Frau Keul: Un-

terstützung des Zivilsteuergesetzes oder nicht? Die Antwort

kam am 09.07.20 und war eindeutig: „Wir begrüßen die Dis-

kussion über die ethischen Kriterien für die Vergabe von

Steuergeldern, die Sie, durch ihren Entwurf, anregen. Aller-

dings unterstützen wir den Entwurf als solchen nicht. Wir

unterstützen die abrüstungs- und friedenspolitischen Ziele,

die hinter Ihrem Entwurf stehen und sind der Ansicht, dass

wir diese am besten durch eine Änderung der Außen- und

Sicherheitspolitik umsetzen können. Dafür versuchen wir

parlamentarische Mehrheiten zu organisieren und WählerIn-

nen zu überzeugen, um diese Positionen im Parlament

durchsetzen zu können.

Hannelore Morgenstern, Köln
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ABRÜSTEN STATT AUFRÜSTEN
Dahinter steht ein Bündnis von Friedensgruppen, Gewerkschaften, Welthungerhilfe,

Sozialverbänden, BUNDjugend und Fridays for Future.

An den Ständen konnte man den folgenden Text unterschreiben:

Am 5. Dezember gab es eine bundesweite Friedensaktion unter dem Motto:

Diesen Text können Sie auch jetzt noch online unterschreiben: abrüsten.jetzt/aufruf

Auch unsere Friedenssteuer-Aktiven waren dabei, von ganz im Norden (Kiel, s. Seite 1) bis tief im Süden (Freiburg,

s. unten) und auch dazwischen.

Wenn doch nur die Massen der Coronagegner auch für den

Gedanken zu gewinnen wären, wo die größten Haken dieser

Demokratie sind: bei dem völkerrechtswidrigen Verhalten

der Bundesregierung. Würden sie sich doch mit uns dafür

einsetzen, dass der Atomwaffenverbotsvertrag endlich von

der deutschen Regierung unterzeichnet wird, dann hätten

wir den Fuß in der Tür, um die US-Atombomben nach USA

zurückschaffen zu lassen.

Ein gutes neues Jahr, viel Lust und Freude am Weiter-

schaffen für eine friedlichere Welt.

Uta Pfefferle, Freiburg

Links Uta Pfefferle von unserem Netzwerk, die mit einer

Zange eine Info angereicht bekommt von Gabi Woywode.

Mit der Zange wurde der Abstand zum Passanten eingehal-

ten. So viel Kreativität konnte die Polizei nicht verkraften –

sie beschlagnahmte die Zange ...

Die Bundesregierung plant, die Rüstungsausgaben nahezu zu verdoppeln, auf zwei Prozent der

deutschen Wirtschaftsleistung (BIP). So wurde es in der NATO vereinbart. Zwei Prozent, das sind

mindestens weitere 30 Milliarden Euro, die im zivilen Bereich fehlen, so bei Schulen und Kitas,

sozialem Wohnungsbau, Krankenhäusern, öffentlichem Nahverkehr, Kommunaler Infrastruktur,

Alterssicherung, ökologischem Umbau, Klimagerechtigkeit und internationaler Hilfe zur Selbsthilfe.

Auch sicherheitspolitisch bringt eine Debatte nichts, die zusätzlich Unsummen für die militärische

Aufrüstung fordert. Stattdessen brauchen wir mehr Mittel für Konfliktprävention als Hauptziel der

Außen- und Entwicklungspolitik.

Militär löst keine Probleme. Schluss damit. Eine andere Politik muss her.

Damit wollen wir anfangen: Militärische Aufrüstung stoppen, Spannungen abbauen, gegenseitiges

Vertrauen aufbauen, Perspektiven für Entwicklung und soziale Sicherheit schaffen, Entspannungs-

politik auch mit Russland, verhandeln und abrüsten. Diese Einsichten werden wir überall in unserer

Gesellschaft verbreiten. Damit wollen wir helfen, einen neuen Kalten Krieg abzuwenden.

Keine Erhöhung der Rüstungsausgaben – Abrüsten ist das Gebot der Stunde

Neue Hoffnung für ein

Atomwaffenfreies Deutschland

▶ Alle unsere 16 Landeshauptstädte und die Bundesländer

Bremen, Berlin, Hamburg und Rheinland-Pfalz (wo Bü-

chel liegt!) appellierten an die Bundesregierung, den

Atomwaffenverbotsvertrag zu ratifizieren.

▶ Das Gleiche taten inzwischen 170 Bundestagsabgeord-

nete und weitere 370 EU- und Landtagsabgeordnete.

▶ 92% der Bevölkerung hat sich dafür ausgesprochen, lt.

Umfrage von Marktforschungsunternehmen Kantar.

▶ 55 ehemalige Außen- und Verteidigungsminister aus 20

NATO-Staaten erklärten den Vertrag für kompatibel mit

dem NATO-Vertrag – man höre!

Bericht über die

Jahresversammlung in Göttingen
23.–25. Oktober 2020

Nachdem wir das Treffen corona-bedingt vom März nach

Oktober verschoben hatten, konnten wir es gerade noch vor

den November-Verschärfungen abhalten. Da waren jetzt 3

von 12 Teilnehmenden leider nur virtuell anwesend, weil in

„roten“ Großstädten lebend. Dem 2/3 konkret anwesenden

Vorstand war die Technik des Zuschaltens über Zoom ge-

lungen, und die virtuelle Vorständlerin ließ es sich nicht neh-

men, trotz größerer Anstrengung Protokoll zu schreiben.

■ Sicherheit neu denken / Snd

(www.sicherheitneudenken.de)

Es war schön, den begeisternden Vortrag über das Szena-

rio Sicherheit neu denken zu verfolgen. Ralf Becker sprach

über den großen Zuspruch vieler Gruppen und die Vernet-

zung mit VIP, z. B. von Wissenschaftsrat, Münchener Si-

cherheitskonferenz, Bundeswehr und Polizei.

Unser Netzwerk ist mit seinem Zivilsteuergesetz in dem

Szenario eingebettet; es findet sich auf Seite 9 der Kurzfas-

sung und identisch auf Seite 135 der Langfassung des Tex-

tes. Die Langfassung kann hier bestellt werden: http://

shop.ekiba.de. In der Such-Zeile eingeben: Szenario. Es

kostet 9,95 €. Die Kurzfassung bekommt man gratis.

Es geht um ein sehr umfassendes Konzept. Der Unterti-

tel lautet: „Von der militärischen zur zivilen Sicherheitspoli-

tik, bis zum Jahr 2040.“ Nach diesem Szenario soll das Zi-

vilsteuergesetz im Jahre 2023 (!) auf Anweisung des Bun-

desverfassungsgerichts von der Bundesregierung erlassen

werden. Ein wenig Glaubensmut sollte man da schon auf-

bringen… Aber die Autoren haben verstanden, wie durch

diesen Erlass eine grundlegend positive Änderung der

Denkweise über das Militär vorangetrieben würde. Das ist

eben das breite Gleis, das wir brauchen. Über die Verbrei-

tung dieses Konzeptes erreichen wir weit mehr Aufmerk-

samkeit als über unseren Rundbrief, der von ca. 800 Men-

schen gelesen wird. Wir unterstützen allerdings auch die

vielen Ideen und Vorschläge, die nicht direkt mit unserem

Thema zu tun haben – ja, wir machen Werbung für das gan-

ze Szenario, nicht nur für das Zivilsteuergesetz. Denn die

positive Sprache des Textes hat eine echte Chance, auch

bei Politik und Kirche gut anzukommen.

Einfluss auf das neue Wahlprogramm der Bündnisgrünen

wird nur über ein breites Bündnis der Friedensbewegung

klappen – gerne in Zusammenarbeit mit Sicherheit neu den-

ken. Wie machen wir den Grünen „robuste Friedenseinsät-

ze“ (Friedensfachkräfte statt Militärs) schmackhaft?

■ Volksabstimmung mit Mehr Demokratie e.V.

Eine weitere Möglichkeit, unser Zivilsteuergesetz in einem

anderen Kontext mitspielen zu lassen, bietet uns der Lan-

desverband Hamburg von Mehr Demokratie e.V., der zu-

sammen mit Democracy International und Omnibus für

mehr Demokratie sowie change.org versucht, in diesem

Wahljahr parallel zur Bundestagswahl eine bundesweite

Volksabstimmung durchzuführen. Auf eigene Faust! In Art.

20 (2) GG steht zwar, dass das Volk in Wahlen UND AB-

STIMMUNGEN die Staatsgewalt ausübt, doch hat der Ge-

setzgeber es unterlassen, dies in einem entsprechenden

einfachen Gesetz zu regeln. Die Rot-Grüne Regierung der

Gesehen in einer Straße in Mainz
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Herren Schröder und Fischer hatte das zwar als Ziel im Ko-

alitionsvertrag drin, doch ausgeführt hat sie es nicht.*

Im Vorfeld werden Themen gesammelt, über die abge-

stimmt werden könnte. In einem zweiten Schritt sollen alle

Interessierten über die bekanntgegebenen Themen abstim-

men. Die genaue Prozedur steht noch nicht fest. Am Ende

sollen Stimmzettel stehen, die an alle Haushalte gehen, wo

auch die Bundestagswahlunterlagen hingehen; zusammen

mit einem Infoheft über die Inhalte. Gerne haben wir unsere

Teilnahme beschlossen und werden unser Thema einrei-

chen, so bald die Webseite dafür eingerichtet sein wird.

Auch, wenn wir nicht zu den glücklichen Ausgewählten ge-

hören sollten, haben bis dahin tausende Menschen etwas

über uns erfahren. Auch hier bietet sich ein breites Gleis für

das Zivilsteuergesetz. Snd wird sich übrigens ebenfalls be-

werben.

■ Fridays for Future

Einige unserer Aktiven haben versucht, Kontakte zu knüp-

fen, weil KEIN GELD FÜR KRIEG für das Klima ein großer

positiver Beitrag wäre. Bis jetzt ist das noch nicht so gut ge-

lungen, aber wir bleiben dran. Dazu wünschen wir uns Un-

terstützung von unseren LeserInnen, denn die FfF gibt es

noch in den kleinsten Städtchen. Bitte, nehmen Sie unser

Positionspapier, das wir hier noch mal beigelegt haben, mit

zu den Demonstrationen, und erbitten Sie Redezeit, um den

Inhalt vorzutragen (besser noch: Vor der Demo Kontakt auf-

nehmen mit den Schülern, damit sie es selber vortragen).

Wenn Sie mehr Exemplare haben möchten, schicken wir

sie gerne (anfragen bei Gertie Brammer).

■ Mitgliederversammlung

Alle Formalia wurden wie gewohnt flott abgehandelt (wen

wundert‘s bei unseren zuverlässigen VorständlerInnen?):

einstimmige Akzeptanz des Vorstandsberichts, der Kas-

senprüfung und des Haushaltsplans für 2020. Entlastung

des Vorstands und Dank für die gute, nicht geringe Arbeit!

Gertie Brammer

*) Als ich 2003 ein Lobbygespräch mit Dieter Wiefelspütz (in-

nenpolitischer Sprecher der SPD im Bundestag) hatte, mein-

te dieser, dass wir lieber versuchen sollten, unser Ziel über

eine bundesweite Volksabstimmung zu erreichen. Auf meine

Frage, wann diese denn endlich installiert würde, meinte er

– naja, das könnte noch 10 Jahre dauern, aber dann! Jetzt ist

2020 … und SPD wie Grünen haben das Thema längst wie-

der aus dem Auge verloren. Herr Wiefelspütz sagte damals

ganz offenherzig: „Wir, kleine Könige (er meinte die damals

620 MdB), haben dem König die Macht abgenommen und

werden sie nicht freiwillig mit dem Volk teilen!“

AG Steuern zu Pflugscharen
Dritter Ökumenischer Kirchentag/ÖKT, Frankfurt/M, 12.–16. Mai 2021

Unter dem Motto schaut hin (Mk 6,38) sind alle Interessier-

ten aufgefordert, dabei zu sein und zusammen genauer hin-

zuschauen und zu handeln, damit die Welt sich verändern

kann. Die Organisatoren planen den ÖKT unter den verän-

dernden Bedingungen der Corona-Krise für ca. 30.000 Teil-

nehmende. Menschen, Gruppen, Verbände und Institutio-

nen die Lust haben, sich einzubringen, sind zur Mitarbeit an

den Tagen vom 12. bis 16. Mai 2021 eingeladen.

Die AG Steuern zu Pflugscharen beantragte im Auftrag des

Netzwerk Friedenssteuer e.V. fristgerecht einenWorkshop im

Themenbereich 3: Schöpfung, Frieden, Weltgemeinschaft.

Unter dem Titel „Steuern für Militär als Gewissensfrage“

wollen wir als Referierende Dr. phil. Theo Ziegler und Susan-

ne Großmann zu Wort kommen lassen. Herr Ziegler will über

theologische Friedensethik und Argumente sowie Beispiele

für ein Militärausstiegsszenario sprechen. Frau Großmann will

ihre persönliche Gewissensbildung und Überzeugung von

Gewalt- und Militärfreiheit darstellen. Unter der Moderation

von Dr. Joachim Schneider und Hannelore Morgenstern öff-

net sich das Gespräch mit Publikum und Menschen, die z.T.

jahrelang für ein Zivilsteuergesetz, Abrüstung und eine atom-

waffenfreie Welt sowie Unterstützung durch ihre Kirchen

kämpfen. Mit Frau Großmann und Herrn Schneider kooperie-

ren wir bei diesem Workshop mit pax christi Bamberg.

Mitte August erreichte uns die Nachricht: „Nachdem die

zuständigen Projektkommissionen des 3. ÖKT alle einge-

gangenen Bewerbungen sorgfältig gesichtet und nach ver-

schiedenen Auswahlkriterien juriert haben, müssen wir Ih-

nen heute leider mitteilen, dass Ihr Beitrag ‚Steuern für Mili-

tär als Gewissensfrage‘ nicht in das Programm des 3. ÖKT

für Frankfurt aufgenommen wurde.“ Von einem speziellen

Friedenszentrum des ÖKT ist uns nichts bekannt.

Jetzt suchen wir nach einer anderen, zusätzlichen Form

der Kooperation. Nächstliegend ist die Zusammenarbeit mit

der ev. badischen Landeskirche. Auf deren Marktbühne

kann das Zivile Sicherheitsszenario „Sicherheit neu den-

ken“/Snd und auch das Zivilsteuergesetz als plebiszitäres

Übergangsinstrument dargestellt werden, das die von Snd

geforderte finanzielle Umschichtung im Bundeshaushalt mit

realisieren helfen kann. Daneben richteten wir unsere Ko-

operationsanfragen an den Versöhnungsbund, den Bund für

Soziale Verteidigung, dessen Mitglied wir seit langem sind,

Ohne Rüstung Leben und die AGDF; leider ohne Erfolg.

Wer am Besuch des 3. ÖKT interessiert ist, verfolge die

wegen Corona geänderten Rahmenbedingungen auf

der Kirchentags-Webseite.

Hannelore Morgenstern

INTERNAT IONALES

CPTI
44. Sitzung des UN-Menschenrechtsrates

Unser Vorsitzender, Jan Birk, wird in Genf an der dort für

September 2021 geplanten Internationalen Konferenz teil-

nehmen, falls diese stattfinden kann und lädt alle Interes-

sierten ein, dabei zu sein. Das genaue Datum wissen wir

noch nicht. Wir können in Genf die Verhandlungen über die

vierjährige Resolution des Menschenrechtsrats über

Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen erleben.

Leider ist bei den UN die Kriegssteuerverweigerung noch

ein weites Stück entfernt.

World Beyond War,

die weltweite gewaltfreie Bewegung, hat die fünfte Ausgabe

von Ein globales Sicherheitssystem: Eine Alternative

zum Krieg (AGSS) herausgebracht. ASGG stützt sich auf 3

Strategien: 1) die Demilitarisierung der Sicherheit, 2) die Be-

wältigung von Konflikten ohne Gewalt, um 3) eine Kultur

des Friedens zu schaffen. Das Buch in Englisch und die

komprimierte, 15-seitige Zusammenfassung in Deutsch

sind zu finden unter: worldbeyondwar.org/de/alternative.

NATO-Armeen

üben u.a. in Schnöggersburg, Altmark. Sie mieten das

Kriegsübungsgelände. Vermieter ist nicht mehr Rheinme-

tall, sondern der schwedische Rüstungskonzern SAAB.

Russland hat Schnöggersburg als 1:1 Kopie von Rheinme-

tall gekauft; Rheinmetall sollte es in Russland nachbauen.

Seit 2014 liegt das Vorhaben wegen der Ukraine auf Eis.

Aber eines Tages wird Russland zu Hause also das Gleiche

üben können, wie der NATO-Feind. Mit dessen Hilfe. Lo-

gisch?!Wirtschaftsminister Altmaier sah noch 2019 Poten-

zial für die deutsch-russische Zusammenarbeit, als Merce-

des-Benz sein erstes Werk in Russland eröffnete. Auch

Mercedes baut Militärfahrzeuge. Auch für den „Feind”, im

„Feindesland”? Praktisch!*

Wie hieß es am 5. Dezember?

Militär löst keine Probleme. Schluss damit.

Eine andere Politik muss her.

Keine Erhöhung der Rüstungsausgaben –

Abrüsten ist das Gebot der Stunde …

Noch besser: Abbau der Rüstungsausgaben

durch ein Zivilsteuergesetz! International

über CPTI.

Corona und Flüchtlinge

Was ist internationaler als Corona und Flüchtlingselend?

➤ Was wir über Griechenland lesen: Entsetzliche Zustände

mitten in der EU.

Das neue Lager auf Lesbos ist noch schlechter als das alte

abgebrannte. Ärzte ohne Grenzen mussten eine Tetanus-

Impfaktion starten, weil Babys in nassen Zelten von Ratten

gebissen werden, sagte Entwicklungsminister Müller der

Presse.

➤ Was wir vor der Haustür nicht sehen: miserable Situation

in unseren Erstaufnahme-Lagern. Das Bundesamt ver-

schleppt die Bearbeitung von Asylanträgen monatelang mit

dem Hinweis auf Corona. Die Angst vor Corona und die ge-

ringen Schutzmöglichkeiten erdrücken die Menschen in

den Lagern. Die Maßnahmen – wie Zwangsquarantäne

ganzer Einrichtungen – sind in vielen Aufnahmeeinrichtun-

gen zu einer Qual für die BewohnerInnen geworden. Um-

verteilungen in die Kommunen finden nicht statt – mit der

Begründung: Corona. Die Angst vor Abschiebungen bleibt,

denn: Abschiebungen werden TROTZ Corona durch-

geführt.

Flüchtlingshilfe Wendland

Die Corona-Lehre

Quarantänehäuser sprießen,

Ärzte, Betten überall

Forscher forschen, Gelder fließen -

Politik mit Überschall

Also hat sie klargestellt:

Wenn sie will, dann kann die Welt

Also will sie nicht beenden

Das Krepieren in den Kriegen

Das Verrecken vor den Stränden

Und dass Kinder schreiend liegen

In den Zelten, zitternd, nass.

Also will sie. Alles das

Thomas Gsella
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Materialliste

INFOBLÄTTER

BROSCHÜRE UND FALTBLÄTTER

HANDZETTEL UND KARTEN

Zivilsteuergesetz in 6 Schritten Zivilsteuergesetz für Menschen

und Klima

Militärausgaben im Bundeshaus-

halt 2020

Broschüre mit allen Infos

Faltblatt Pro & Contra

Zivilsteuer

Faltblatt „Steuern zu

Pflugscharen“

Leporello Zivilsteuer

Forderung an die Kirchen

Geldschein

Karte Kriegsdienstverweigerung

Karte für Briefmarkenwerbung

1 Briefmarke kostet 1 Euro (Postwert zzgl. Druckkosten)

1 Briefmarke

kostet 1 Euro

(Postwert zzgl.

Druckkosten)

Karte Bekanntmachung
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NETZWERK

Aachener Friedenspreis 1993

Niemand

darf gegen sein Gewissen

zum Kriegsdienst mit der Steuer

gezwungen werden

K
E
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NETZWERK

Unser Entwurf des Zivilsteuer-

gesetzes gründet unverändert auf

der grundgesetzlich verbrieften,

persönlichen Gewissensfreiheit

und der Forderung: MeinGeld nicht

für Militär, Rüstung und Krieg.

Das Zivilsteuergesetz reagiert auf

das Gewissensproblem und er-

öffnet die Verwirklichung der Ge-

wissensfreiheit. Es erweitert die

demokratische Mitbestimmung

im Umgang mit (Steuer-)Geld hin

zur Verantwortung für Frieden und

Klimaschutz – hier greifenwir dank-

bar den Impuls von Fridays for Fu-

ture auf.

Mit dem Zivilsteuergesetz steuern

wir den Fluss unserer Lohn- und

Einkommenssteuer in die Zivil-

und Friedenswirtschaft, die un-

sere Ressourcen für menschliche

Bedürfnisse, partnerschaftliches

Wirtschaften und zum Schutz des

Planeten nutzt.

Dazu gehört auch das Umsteu-

ern der Politik undWirtschaft: Weg

von Militär- und Rüstungsmitteln,

hin zu nachhaltigen Technologien

und sozialverträglicher Konversion

in den zu verändernden Industrien

wie Rüstung, Energie etc..

Zivilsteuergesetz (ZStG) für

Menschen und Klima
Positionspapier des Netzwerk Friedenssteuer e.V. – Februar 2020

Nr. 16 der insgesamt 17 Ziele für nachhaltige

Entwicklung der Vereinten Nationen

Mitmach-Möglichkeiten:

www.friedenssteuer.de > aktiv werden.

w
w
w

.friedensst
eu

e
r.
d
e

www.netzwerk-friedenssteuer.de

ZahlenvergleicheundKommentare
zumBundeshaushalt 2020

„DasMilitär hat diebesteLobbyinderWelt. ... WennwireinViertel
desMilitärhaushalts weltweit in Kriegsverhinderung,in Friedensprä-
ven' on, in Krisenbekämpfunginves' eren würden, dannkönntenwir
unsMilliarden, Milliarden imRüstungsbereichsparen. DieseRüstungs-
spiralenachobenistwahnsinnig.“

Diese Aussage würde man gern einem Akteur der Friedensbewegung zu-
schreiben. Aber es kommt viel besser: Sie stammt von Entwicklungshilfe-
minister Gerd Müller! Mehrfach hat er sich in den zurückliegenden Mo-
naten seit den Beratungen zum Bundeshaushalt 2019 (hier in einem In-
terview am 12.05.19) bis zur Münchner Sicherheitskonferenz 2020 in die-
ser Weise geäußert. Die Folgenlosigkeit und (Nicht-)Wirkung seiner Wor-
te können wir sehen, wenn wir die Entwicklung der deutschen und welt-
weiten Rüstungsausgaben und auf den folgenden Seiten speziell den
Bundeshaushalt 2020 betrachten:

Der Bundeshaushalt 2020 beläuft sich auf 362 Mrd. €. Im „Verteidigungs-
haushalt“ (Einzelplan / EP 14) sind Ausgaben in Höhe von 45,1 Mrd. € =
12,4 % des gesamten Haushalts geplant. Der Zuwachs dieses Jahres für
Verteidigung im Vergleich zu 2019 beträgt 4,3% - das ist z.B. 43mal mehr
als die Erhöhung der Ausgaben für Bildung und Forschung oder 7mal mehr
als die Ausgaben für Inneres, Bau, Heimat. Auch die KluD zwischen den
Militärausgaben und den Ausgaben für Frieden und Entwicklung wächst
weiter: 2020 stehen 34,2 Mrd. € mehr für „Verteidigung“ zur Verfügung
als für „WirtschaDliche Zusammenarbeit und Entwicklung“; der Abstand
zwischen beiden Ressorts ist von 2019 bis 2020 um weitere 4,2 Mrd. €
zugunsten des Verteidigungshaushalts gewachsen.

Weitere Beispiele für den prozentualen Anteil einzelner ausgewählter
Ressorts am Bundeshaushalt 2020 siehe die Grafik auf S. 4.
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KURZMELDUNGEN

Wir haben wieder Briefmarken ...

Bestellen bei Lina Hoffmann oder Gertie Brammer.

Anruf oder eMail genügt – s. Rückseite.

Kunst braucht Unterkunft

Der Künstler Walter Heiter (78), unser langjähriger Mitstrei-

ter und FN-Leser, hat in seiner Galerie ca. 300 Bilder. Für

diese sucht er eine gute Möglichkeit, sie so unterzustellen,

dass mehr Menschen ihre Freude daran haben können. Ein

paar dieser Bilder stehen mit unserem Zivilsteuerthema in

Verbindung; auch andere haben öfter eine politische Bot-

schaft; manche sind einfach schön, wie das hier gezeigte.

Seine Inspiration be-

kam Walter aus vielen

verschiedenen Quel-

len. Wer ihm dabei be-

hilflich sein kann, sei-

ne Bilder für die

nächste Generation

sicherzustellen, sei es

privat, in einer Stiftung

oder in einem Muse-

um, möge ihn kontak-

tieren:

Bahnhofstr. 8,

91239 Henfenfeld,

Tel. 09151 – 94 205

walheitt@t-online.de

Redaktion sucht Nachfolge

Ich möchte aus Gesundheitsgründen die Redaktion

der Friedenssteuer Nachrichten per Januar 2022 ger-

ne in andere Hände legen. Ich hatte diese ehrenamtli-

che Funktion seit 2003 inne und erstellte ein bis zwei

Hefte pro Jahr. Für eine hauptamtliche Tätigkeit rei-

chen die Finanzen nicht; es kann gelegentlich eine

Ehrenamtspauschale bis höchstens 500 € jährlich ge-

zahlt werden.

Die Redaktionsarbeit hat mir sehr gut gefallen! Da

steckte viel Zeit drin, was mir aber nichts ausgemacht

hat – wie das so ist, wenn es um Herzblut geht. Nun

protestiert aber der Rücken immer deutlicher, wenn

ich länger vor dem PC sitze.

Ich arbeite mit einer sehr guten Layouterin zusam-

men, die hübsch mitdenkt und auch weitermachen

will (hauptamtlich). Mit der Gemeindebriefdruckerei

besteht ein netter, unkomplizierter Kontakt. Der Ver-

sand wurde bisher von Lina Hoffmann in Nürnberg

gemacht. Sie hat ihn nun nach langen Jahren abgege-

ben und zwar an Wolfgang und Uschi Steuer in Tros-

singen.

Wer gerne Texte verfasst und Texte von anderen

redigiert; wer Lust hat, mich als – nicht professionelle

– Redakteurin abzulösen, bitte ich um Anruf oder

eMail – s. Rückseite. Da würde ich mich sehr freuen.

Nur zu!

Gertie Brammer

Redaktion sucht Nachfolge

... und eine verbesserte Webseite

Wolfgang Steuer hat dafür gesorgt, dass unsere Webseite

jetzt über ein anderes Programm online ist: wordpress. Da-

mit lässt sich für uns wie für BesucherInnen leichter umge-

hen. Der Zugang bleibt www.friedenssteuer.de.

Archiv hat Appetit

Wer beim Aufräumen von Papieren vielleicht Unterlagen

vom Netzwerk Friedenssteuer findet, die er/sie nicht mehr

braucht aber für Archivierung in Betracht kommen, kann

diese gerne an Jan Birk schicken (s. Rückseite). Sie müssen

nicht peinlich aussortiert sein; das machen wir, oder das Ar-

chiv (das Grüne Gedächtnis in Berlin). Für Zusendung sind

wir dankbar!

Letzte Nachricht + Bitte

Wir haben einer Reihe von Friedens- und anderen Organi-

sationen das Zivilsteuergesetz noch mal nähergebracht

und darauf hingewiesen, das alle sich doch darüber einig

seien, dass unser Steuergeld woandershin als zum Militär

gehen muss. Abrüsten statt aufrüsten! Wir haben sie gebe-

ten, uns ihre Meinung zum Zivilsteuergesetz zu schreiben

und zu sagen, ob sie uns bei der Verbreitung der Idee unter-

stützen wollen.

Unsere Bitte an die LeserInnen: Wenn Sie weitere Orga-

nisationen kennen, denen das Zivilsteuergesetz interessie-

ren könnte, sagen Sie uns bitte Bescheid!

Der Vorstand
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Termine 2021
22. Januar Bundesweite Aktion in Büchel / Cochem:

Feier des Atomwaffenverbotsvertrags

An diesem Tag tritt der Vertrag offiziell in Kraft.

08. Februar Prozess Jan Birk beim Amtsgericht in

Cochem („Büchel“)

10. Februar Prozess Jan Birk beim Finanzamt Kiel

wegen Steuerverweigerung

20. April Prozess Ria Makein und Gertie Brammer

beim Landgericht Koblenz („Büchel“)

12.-14. März Jahrestagung Netzwerk Friedenssteuer

Jugendherberge Göttingen

12.-16. Mai 3. Ökumenischer Kirchentag / ÖKT

in Frankfurt

12. Juni Tag der offenen Tür bei der Bundeswehr,

an 16 Standorten

01. Sept. Antikriegstag

September 16. Internationale Konferenz von CPTI

in Genf, genaues Datum unklar

Oktober Herbsttagung Netzwerk Friedenssteuer,

Ort und Datum noch nicht bekannt

DATENSCHUTZ: Personenbezogenen Daten benutzen

wir nur für interne Zwecke; sie werden nicht an Dritte

weitergegeben. Besucher unserer Webseite werden nicht

registriert. Die vollständige Datenschutzerklärung finden

Sie auf unserer Webseite > Wir über uns > Datenschutz.

Netzwerk Friedenssteuer A D R E S S E N
Region/Titel Vorname Name Straße PLZ Ort Telefon E-Mail

Öffentlichkeit/Materialvers.

Redaktion Friedenssteuer

Nachrichten

Gertie Brammer Schützenweg 5 29481 Karwitz-

Lenzen

05861-985742 brammer@friedenssteuer.de

Steuern zu Pflugscharen Hannelore Morgenstern Jesuitengasse 39 a 50735 Köln 0221-552525 morgenstern@friedenssteuer.de

Internationales/CPTI Jan Birk Weber Str. 2 24211 Preetz 04342-3029260 birk@friedenssteuer.de

Region Berlin Gisela Lattmann-

Kieser

Heinz-Bartsch-Str. 5 10407 Berlin 030-4251860

0152 53598491

gisela-lmk@web.de

Region München Ulla Klotz Raidinger Str. 9 a 81377 München 089-716283 post@ullaklotz.de

Region Nord Dedo von Krosigk Birkenstr. 32 30171 Hannover 0511-801696 dedo.krosigk@web.de

Gudrun Rehmann Brahmsstrasse 11 32756 Detmold 05231-31231 Telefon 12:30 bis 13:00

Region Nürnberg Dr. Brigitte Janus Bielingplatz 1 90419 Nürnberg 0911-30024330 br.janus@t-online.de

Lina Hoffmann Olivenweg 36 90441 Nürnberg 0911-662993 lina-b-hoffmann@t-online.de

Region Ost Dietrich Göttsching Pfortenweg 7 99092 Erfurt 0361-2255119 dgoettsching@yahoo.de

Region Südwest Dr. Marduk Buscher Schirmhofweg 1 76530 Baden-Baden 07221-38194 mardukbuscher@t-online.de

Dr. Wolfgang Steuer Am Kälberrain 20 78647 Trossingen 07425-5856 w.steuer@friedenssteuer.de

Region West Wolfgang Engmann Gemener Str. 21 46359 Heiden 0157-36217061 wolfeng@web.de

Vorstand, Geschäftsfüh-

rung

Katharina Rottmayr-

Czerny

Neuburgstr. 5 83620 Feldkirchen-

Westerham

08062-7261067 k.rottmayr@friedenssteuer.de

Vorstand, stell. Vorsitzende Hannelore Morgenstern Jesuitengasse 39 a 50735 Köln 0221-552525 hannelore.morgenstern@gmx.de

Vorstand, Vorsitzender Jan Birk Weberstr. 2 24211 Preetz 04342-3029260 birk@friedenssteuer.de

Impressum

Geschäftsstelle: Netzwerk Friedenssteuer e.V.

Raidinger Str. 9a, 81377 München, Telefon: 089 – 71 62 83

info@friedenssteuer.de / www.friedenssteuer.de

Spendenkonto:

IBAN: DE25 4306 0967 7001 6016 00

BIC: GENODEM1GLS (GLS Gemeinschaftsbank eG)

Bei allen Spenden bitte den vollständigen Namen und die

Adresse auf dem Überweisungsträger angeben! Spenden-

quittungen werden im 1. Quartal des Folgejahres verschickt.

Der Rundbrief Friedenssteuer Nachrichten erscheint 1 oder

2 Mal pro Jahr, Auflage 800 Stück.

Sie gehen an alle, die sie bestellen oder Informationsmaterial

angefordert haben.

Redaktion: Gertie Brammer, s.o.


